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Das Schweigen
der Schweiz
Ausgabe vom 26. Juli
«Im Gazastreifen droht
eine Massenhungersnot»

Die israelische Regierung
unternimmt alles, um die
mehr als zwei Millionen Men-
schen im Gazastreifen auszu-
hungern. Der Artikel um-
schreibt sehr präzise die
menschenverachtende Strate-
gie, die von der Netanjahu-
Regierung ausgedacht und
von der Armee und der Gaza
Humanitarian Foundation
(GHF) umgesetzt werden.
Die teuflische Kombination von
brutalster militärischer Gewalt,
gezielter Aussperrung der
humanitären Hilfe und einer
sehr gezielten Desinformation
derWeltgemeinschaft sind
nicht auszuhalten. Und unsere
Regierung schweigt und sorgt
sich vor allem, dass die sechs
von Israel bestellten Drohnen
nicht geliefert werden können.
Und sie kritisiert den Chef der
UNRWA, den Schweizer Philip-
pe Lazzarini, für seine extrem
schwierige Arbeit, anstatt ihm
den Rücken zu stärken.
Aussenminister Ignazio Cassis
ist Arzt, und man müsste
meinen, dass diese unsäglichen
Verbrechen an Kindern, Frauen
und alten Menschen auch bei
ihm Empathie auslösen könn-
ten. Aber nein, lieber schweigt
er zusammen mit dem Gesamt-
bundesrat und hofft, dass
eines Tages alles vorbei ist.
Aber unsere humanitäre
Tradition verlangt, dass
unsere Regierung in den
Notfall-Modus schaltet. Und
endlich mutig harte Entschei-
dungen trifft – Frankreich
und England können Vorbilder
sein – und die Verbrechen auf
beiden Seiten benennt und die
humanitäre Nothilfe massiv
hochfährt, so wie dies auch
die Alt-Bundesrätinnen Ruth
Dreifuss, Micheline Calmy-Rey
und Alt-Bundesrat Joseph Deiss
fordern.
Andreas Baumgartner,
Winterthur

Der Friedhof ist
ein Oase für Rehe
Ausgabe vom 24. Juli
«Rehe kehren auf
den Friedhof zurück»

Rehe tun sich am Grabschmuck
und an Bepflanzungen des
Friedhofs Rosenberg gütlich.
Das stört manche Hinterbliebe-
ne. Im Februar vertrieben über
hundert Mitarbeitende der
StadtWinterthur zwölf anwe-
sende Rehe aus dem Friedhof.
Gemäss der Jagdgesellschaft
Zumikon werden Jahr für Jahr
im Kanton Zürich hundert
Rehe von Hunden gerissen.
Dagegen wird nichts unter-
nommen.
Erst kürzlich rannte vor mir
ein Reh auf dem Lindberg in
Todesangst über einenWald-
weg, dicht gefolgt von einem
Hund. «Er isch ja suscht so en
Liebe», entgegnete mir sein
Halter, als er seinen Liebling
ein paar Minuten später suchte.
Der Friedhof ist für die Rehe
nicht nur ein Ort für Lecker-
bissen. Er ist auch ein wunder-
schöner Park mit grosser
Biodiversität und ein Lebens-
raum fürWildtiere. Für die
Rehe ist er eine Oase, in der sie
ohne Angst vor Hunden Ruhe
finden und ungestört ihre

Jungen aufziehen können.Wer
ein wenig besser hinschaut,
kann abends durchaus Rehe
beobachten, die im hohen Gras
äsen, auch wenn die Stadt
dies offenbar kaum bemerkt.
Läge ich später einmal im
Friedhof Rosenberg unter der
Erde, würde ich mich unend-
lich freuen, wenn Rehe sich an
den Rosen zu schaffen mach-
ten, die mir meine Angehörigen
auf das Grab legten.
Martin Steiner, Winterthur

Es ist ein
globaler Konflikt
Ausgabe vom 22. Juli
«Kyjiw und Moskau
wollen reden – nur worüber?»

Wie im Text erwähnt, handelt
es sich bei diesem Treffen
zwischen einer ukrainischen
und einer russischen Delega
tion nicht um Verhandlungen
zur Erreichung eines «Waffen-
stillstands», sondern lediglich
um technische Verhandlungen
zur Lösung bestimmter
humanitärer Probleme wie:
die Rückführung von Gefange-
nen oder Opfern.
Laut dem Artikel, der sich auf
einen Text in der Tageszeitung
«Kommersant» bezieht, soll
der Präsident der Russischen

Föderation (Herr Putin) in
einem «Memorandum» erklärt
haben, dass er die Anerken-
nung der Krim, der Regionen
Luhansk, Donezk und Sapo-
rischschja sowie Cherson als
integralen Bestandteil des
Territoriums der Russischen
Föderation fordert. In dem
Memorandum ist auch die Rede
davon, dass Kyjiw auf finanzi-
elle Entschädigungen für die
erlittenen Schäden verzichtet
und dass die Ukraine auf eine
Mitgliedschaft in Militärbünd-
nissen wie der Nato verzichtet
und dauerhaft ein militärisch
neutrales Land wird.
Dies zeigt, wie stark sich die
Russische Föderation fühlt, um
solche Forderungen zu stellen.
Es muss auch berücksichtigt
werden, dass Präsident Putin
sich dafür verantwortlich fühlt,
die Sicherheit der russischen
Bürger zu gewährleisten,
indem er die Grenzen so weit
wie möglich nachWesten
verschiebt.Wenn die Nato
immer näher an den Osten
rückt, rückt Russland näher an
denWesten. Es handelt sich
hier also nicht nur um eine
Meinungsverschiedenheit
zwischen zwei Ländern, son-
dern vielmehr um eine grund-
legende Meinungsverschieden-
heit zwischen zwei Bündnis-
sen, nämlich den Nationen des
Atlantikpakts (Nato) und dem

ehemaligen Bündnis des
Warschauer Pakts. Tatsächlich
handelt es sich jetzt um einen
globalen Konflikt, der nur auf
internationaler Ebene von den
Mitgliedsländern der Vereinten
Nationen gelöst werden kann.
Eric Adrien Staub, Winterthur

Herumeiern
umHandyverbot
Ausgabe vom 22. Juli
Zum Leserbrief «Das Verbot
gilt schon seit 2007»

Die vier Schulpflegen inWin-
terthur wurden bei der Schul-
behördenreorganisation 2022
auf eine Schulpflege reduziert,
um die Unterschiedlichkeiten
in den vier Kreisen zu reduzie-
ren und eine angenäherte
Gleichmässigkeit in den
Schulen zu erreichen. Nix
damit, wenn man den Leser-
brief des Schulpflegemitglieds
M. Fischer zum Thema Handy-
verbot in den Schulen zu
verstehen versucht.
Was nun? Handyverbot von
2018 überall umgesetzt und
evaluiert? Oder: Jedes Schul-
haus bestimmt basisdemokra-
tisch selbst? Oder: Sinnvolle
Massnahme oder nicht? Die
SchulpflegeWinterthur hat sich
selbst als Legislaturziel ins

Pflichtenheft geschrieben:
«Eine SchuleWinterthur.»
Eine oder 36 unterschiedliche
Handykulturen in den Schul-
häusern? Ich erlaube mir, sehr
geehrter Herr M. Fischer, die
Frage: Braucht es die Schul-
pflege noch, wenn sie bereits
in der Umsetzung des Handy-
verbots so herumeiert?
Hans-Peter Gisler, Winterthur

Beschämende
Tatsache
Ausgabe vom 22. Juli
«Atomlobby-Anlass mit Albert
Rösti durch Lotteriegelder
finanziert»

Es ist wahrhaftig eine beschä-
mende Tatsache für den
reichen Kanton Zug, dass
Lotteriegelder herhalten muss-
ten für eine solche Veranstal-
tung mit Bundesrat Albert
Rösti. Von einem gemeinnützi-
gen Projekt kann da unter
diesen Umständen wohl nicht
mehr mit gutem Gewissen
gesprochen werden.
5000 Franken nebst anderen
entstandenen Kosten für diesen
Anlass beschönigen diesen
Vortrag aus dem Bundeshaus
wohl nicht amwenigsten für
die notwendige künftige
Energiestrategie 2050.

Die Zuger Regierung wird wohl
ihre weitere Ausgabenpolitik
unter SVP-Führung neu über-
denken müssen – auch im
Interesse der dortigen steuer-
zahlenden Bevölkerung.
Egon Sommer, Winterthur

30. November –
Tag desWohnens?
Der 30. November 2025 wird
zum Tag desWohnens. Kanto-
nal stimmen wir über die
Volksinitiative «Mehr bezahlba-
reWohnungen im Kanton
Zürich» und den Gegenvor-
schlag des Regierungsrats ab.
Der Kantonsrat hat dem
Gegenvorschlag mit 105 zu
72 Stimmen deutlich zuge-
stimmt, damit würde der
Rahmenkredit derWohnbau-
förderung auf 360 Millionen
Franken verdoppelt.
Warumwill der Regierungsrat
trotz der angespannten Finanz-
lage des Kantons denWoh-
nungsbau mit Beiträgen för-
dern? Am gleichen Datum
haben die Stimmberechtigten
in der Gemeinde Andelfingen
die Gelegenheit, über die Ein-
zelinitiative «Die Gemeinde
stärken – Liegenschaft Post
Adlikon im Baurecht» abzu-
stimmen. Die Initiative will
das Grundstück im Eigentum
der Gemeinde behalten und
altersgerechte und preiswerte
Wohnungen auf dem gemein-
deeigenen Grundstück
ermöglichen.
Nach demWillen der Initiative
könnte eine gemeinnützige
Organisation auf dem Grund-
stück erschwinglicheWohnun-
gen realisieren. Der Regierungs-
rat erkennt die angespannte
Situation auf demWohnungs-
markt und unterbreitet einen
ausgewogenen Gegenvorschlag.
Nehmen wir den Schwung in
unsere Gemeinde, bleiben eine
attraktive Gemeinde für Alle
und ermöglichen auf kommu-
naler Ebene den Bau von
altersgerechten und preis-
wertenWohnungen.
Jost Meier, Adlikon
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Die letzten Geheimnisse einer rationalen Welt von Ruedi Widmer
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Nr. 1279 / Zollabkommen

Die EU liess sich von Trump einen Zoll-Deal aufschwatzen; das heisst, sie akzeptiert 15% Zoll auf Exporte und
verpflichtet sich, für zig Milliarden Dollar amerikanische Produkte und Energie abzukaufen – von einem windigen
Dealer, der mal das, mal dieses sagt. Ob es die Schweiz besser machen wird?
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«Umein komplettes Feuerwerks-
verbot zu verhindern, zählen
wir auf Ihre Vernunft», schreibt
die Gemeinde Wildberg auf ih-
rem Flyer zur Bundesfeier und
bittet die Bevölkerung, am
1. August nur zwischen 21 und
23 Uhr Knallkörper zu zünden.
Solche Regelnwie jene der Töss-
taler Gemeinde lassen sich die-
ses Jahr in vielen Festankündi-
gungen finden.

So hatWallisellen einen Platz
definiert, an dem das laute und
bunte Treiben gestattet wird.
Das Ziel sei ein geordnetes Ab-
brennen des privaten Feuer-
werkes, hält OK-Vizepräsident
Remo Gaus fest. Ausserdem sei-
en Sanität und Feuerwehr vor
Ort, um bei einem Unfall sofort
eingreifen zu können oder die-
sen im Voraus zu verhindern.
Als dritten Punkt erwähnt Gaus,
dass der Abfall an einer Stelle
bleibt und nicht auf dem gan-
zen Stadtgebiet eingesammelt
werden muss.

Konsequenzen für jene, die
das Feuerwerk nicht am ge-
wünschten Ort ablassen, gibt es
in Wallisellen aber nicht. «Das

gemeinsame Abbrennen von
Feuerwerk auf demTambel sollte
Freude bei der Bevölkerung ver-
breiten», so Gaus.

Wildberg will doch nichts
vorschreiben
AuchWildbergs Gemeindepräsi-
dent Dölf Conrad (SVP) will den
Appell auf dem Flyer nicht als
Einschränkung verstanden wis-
sen. Man habe auch nicht vor,
lautes Feuerwerk in Zukunft zu
verbieten, sollten sich Personen
nicht an die gewünschten Zei-
ten halten.

Trotzdem ist sich Conrad si-
cher, dass der Aufruf funktio-
nieren wird, denn die Bürger in
Wildberg seienmündig und ver-
antwortungsbewusst. «100 Pro-
zent Wirkung erreicht man nie,
aberwennwir eine deutlicheVer-
minderung derKnallerei ausser-
halb der limitierten Zeitspanne
erreichen, ist das schon ein Er-
folg.» Er sei grundsätzlich gegen
Verbote, die man sowieso nicht
durchsetzen könne, ergänzt er
nochmit einemSeitenhieb gegen
Gemeindenwie Bubikon, die ein
solchesVerbot eingeführt haben.

In derOberländer Gemeinde so-
wie über einem Dutzend weite-
rer imKanton Zürich haben Bür-
gerinnen Einzelinitiativen für
ein ganzjähriges Verbot von lär-
mendemFeuerwerk eingereicht,
die daraufhin an der Gemein-
deversammlung oder in einer
Urnenabstimmung angenom-
men wurden.

Mehrere Abstimmungen
imUnterland
Im Zürcher Unterland stehen
mehrere Abstimmungen noch
aus, unter anderem im Embra-
chertal. Dort haben die fünf Ge-
meinden im Mitteilungsblatt
eine gemeinsame Erklärung ver-
öffentlicht, in der sie zu einem
respektvollen Miteinander auf-
rufen. Ausserdem wird darauf
hingewiesen, dass in Rorbas nun
ein ganzjähriges Verbot von lär-
mendem Feuerwerk gilt. In den
anderen Gemeinden solle man
sich an die offiziellen Termine
halten. Heisst, lärmendes Feu-
erwerk ist nur in der Nacht vom
1. auf den 2. August erlaubt.

Andrea Meili

Was Gemeinden gegen ausufernde Knallerei unternehmen
Nationalfeiertag Lautes Feuerwerk ist in vielen Gemeinden zu einem Politikum geworden. Viele haben deshalb Regeln festgehalten.

Immer mehr Gemeinden veranstalten kein Feuerwerk – und bitten, nur zu bestimmten Zeiten privates
Feuerwerk abzubrennen. Foto: Bruno Petroni

Valérie Jost

Es ist ein Megaprojekt: «Mehr-
spur Zürich–Winterthur» soll
den Flaschenhals beim S-Bahn-
hof Effretikon entschärfen.Heute
fahren alle Züge zwischen Zürich
und Winterthur diese Schleife.
Entsprechend sind die zwei Glei-
se ausgelastet und mehr Züge
unmöglich – doch die Passagier-
zahlen steigen. Abhilfe soll der
neun Kilometer lange Brüttener
Tunnel mit Portalen in Winter-
thur, Bassersdorf und Dietlikon
schaffen, der zwei zusätzliche
Gleise umfasst.

Die SBB planen das Projekt
im Auftrag des Bundes. Nach

über zehn Jahren Planung steht
«Mehrspur» nun kurz vorderBe-
willigung.Doch die veranschlag-
ten Kosten sind zuletzt erheb-
lich gestiegen: von 2,84 Milliar-
den Franken – Stand 2024 – auf
3,27 Milliarden Franken.

Das seien 428Millionen Fran-
ken mehr, schreibt das Bundes-
amt fürVerkehr (BAV) im Stand-
bericht 2024. Die Teuerung mit-
einkalkuliert, wären es sogar
550Millionen Frankenmehr.Das
entspricht praktisch der Marge
von 20 Prozent, welche die SBB
angeben.

SBB-Sprecherin Carmen
Hefti bestätigt auf Anfrage die
Zahlen, verweist aber auch auf

den Standbericht 2025. Dann
folgt die nächste «Endkosten-
prognose».

Bau unter Betrieb
und neue Gesetze
Wie begründen die SBB die deut-
lichen Mehrkosten? Der Bau
«unter Betrieb und im intensiv
genutzten Siedlungsgebiet» sei
hochkomplex und verteuere das
Projekt «massiv», so Hefti.

Konkret: Während der lan-
gen Planung habeman sämtliche
Teilprojekte anpassen müssen.
Eswürden vier Bahnhöfe –Win-
terthur-Töss,Wallisellen, Dietli-
kon und Bassersdorf – aufwen-
dig umgebaut; man habe Unter

führungen für den Fuss- und
Veloverkehr verbreitern müs-
sen, weil diese neu physisch ge-
trennt geführt werdenmüssten;
und man begrüne Lärmschutz
wände und Stützmauern, dies
wegen veränderter Gesetze und
Normen und «mit Rücksicht auf
Gemeinden und Anwohnende».

Hinzu kämen höhere
Materialkosten – etwa weil man
Recyclingbeton verwende – und
gestiegene Preise für Land, das
die SBB temporär oder perma-
nent beanspruchten. Die über
200 Einsprachen dagegen, die
gegen das Projekt eingegangen
seien, würden «im Verhältnis
eine eher kleine Rolle» spielen,

soHefti. Finanziertwird das Pro-
jekt nicht von den SBB selbst,
sondern über den Bahninfra-
strukturfonds (BIF) des Bundes.
Dieserverfügt jährlich über rund
vier bis fünfMilliarden Franken.

Mit 2,3 Milliarden Franken
sind knapp die Hälfte davon all-
gemeine Bundesmittel. Der Rest
stammt aus Beiträgen derMehr-
wert- und Mineralölsteuer, der
Schwerverkehrsabgabe, derKan-
tone (rund 500 Millionen) und
der direkten Bundessteuer.

Unklar, ob die
Inbetriebnahme 2035 klappt
Für die Genehmigung des Pro-
jekts ist das BAV zuständig. Die-

ses schrieb im aktuellen Stand-
bericht, die Genehmigung wer-
de im Sommer 2025 erwartet.
Derzeit, heisst es auf Nach-
frage, gehe man von einer Ge-
nehmigung im September oder
Oktober aus.

Wann dann die Arbeiten am
Brüttener Tunnel beginnen
könnten und ob die geplante
Inbetriebnahme im Jahr 2035
weiterhin realistisch sei, kön-
ne man erst nach der Genehmi-
gung abschätzen, sagt Carmen
Hefti von der SBB. Klarer ist die
Bauzeit: Laut Hefti rechnet man
mit zehn Jahren. Im besten Fall
könnte der Zeitplan also knapp
aufgehen.

Mehr Züge und nochmehr Geld: Der Brüttener
Tunnel wird 430Millionen teurer als geplant
SBB-Projekt Nach dem Bahnausbau «Mehrspur» sollen auf der Strecke zwischenWinterthur und Zürich mehr Zuge fahren können.
Doch der Ausbau wird statt 2,9 Milliarden voraussichtlich 3,3 Milliarden Franken kosten. Im Herbst soll er genehmigt werden.

Der Brüttener Tunnel (im Bild die Portale in Winterthur-Töss) soll die Strecke Winterthur–Zürich entlasten. Im Zuge des Projekts wird auch der Bahnhof Töss behindertengerecht umgebaut. Illustrationen: Patatoffel


